 Geschäftsordnung des VdK-Ortsverbands Wenden
In Ergänzung zur Satzung des Sozialverbandes VdK Nordrhein-Westfalen e.V.  und entsprechend der Empfehlung dieser Satzung (§ 18 Verbandsordnung) beschließt der Vorstand des VdK-Ortsverbands Wenden folgende Geschäftsordnung für den Ortsverband Wenden:

I.   Aufgaben des Ortsverbands
1. Der Ortsverband ist für die Erfüllung der Zwecke des Landesverbands im Sinne der §§ 2 ff. der Satzung des Landesverbands innerhalb des Ortsverbandsbereichs zuständig.

2. Die konkreten Aufgaben der einzelnen Vorstandsmitglieder sind in einem Geschäftsverteilungsplan festgelegt.

II.   Vertretungsverhältnis
1. Der Ortsverband wird außergerichtlich durch den Vorsitzenden vertreten. Bei Verhinderung übernimmt nach Absprache einer der beiden Stellvertreter diese Aufgabe.

2. Für jede rechtlich wirksame Verpflichtung mit Außenwirksamkeit ist ein Vorstandsbeschluss erforderlich. Für Rechtsgeschäfte, die ohne einen Vorstandsbeschluss oder eine erforderliche Bevollmächtigung erfolgen, haftet der Handelnde persönlich. Der Ortsverband wird hierdurch nicht verpflichtet.

3. Zeichnungsberechtigt ist nur der Vorsitzende; in Angelegenheiten der Kassenführung der Vorsitzende und der Kassierer (4-Augen-Prinzip).

III:   Entscheidungsbefugnis
1. Zuständig für Beschlussfassungen in allen Verbandsangelegenheiten ist grundsätzlich der Ortsverbandsvorstand.

2. Zur Ermöglichung eines reibungslosen Geschäftsbetriebs überträgt der Ortsverbandsvorstand dem geschäftsführenden Ortsverbandsvorstand (Vorsitzender, stellvertr. Vorsitzende, Kassierer, Schriftführer) folgende Aufgaben zur selbstständigen Erledigung:

· Umsetzung der Beschlüsse des Ortsverbandsvorstands

· Entscheidung in kurzfristigen und unaufschiebbaren Angelegenheiten

· Vertretung des Ortsverbandsvorstands gegenüber Behörden und Organisationen

· Vorbereitung von Entscheidungen des Ortsverbandsvorstands. - Der geschäftsführende     
Ortsverbandsvorstand kann finanzielle Verbindlichkeiten bis zu 1000,00 € eingehen. 
Darüber ist in der nächsten Vorstandssitzung zu berichten.

IV.  Ortsverbandsvorstand
Der Ortsverbandsvorstand hat die sich für ihn nach der Satzung sowie den Beschlüssen des Landesverbandstages ergebenden Aufgaben zu erfüllen. - Dazu gehören insbesondere:

1. Beschlussfassung über den Jahreswirtschaftsplan

2. Erstellung des Jahreskassenberichts

3. Übernahme rechtlicher Verpflichtungen, z. B. Anmietung von Büroräumen, Abschluss von Versicherungen, Erwerb von Eigentum und Vermögen von bes. Wert (Kopierer, PC...)

4. Planung von Veranstaltungen (Terminierung, Ablauf, Finanzierung)

5. Einberufung ordentlicher und außerordentlicher Jahreshauptversammlungen

6. Umsetzung der Beschlüsse der Jahreshauptversammlungen

7. Umsetzung der Beschlüsse der übergeordneten Verbandsstufen

8. Nachberufung von Ersatzmitgliedern des geschäftsführenden Ortsverbandsvorstands aus den Reihen der Beisitzer

9. Ausschluss eines Mitglieds gemäß § 6 der Satzung

V.  Sitzungen
1. Die Sitzungen des Ortsverbandsvorstandes mit den dazu eingeladenen Ortsbetreuern finden im Regelfalle mindestens viermal im Jahr statt, und zwar jeweils am Montag der dritten Woche in den Monaten März, Juni, September und Dezember.

2. Sitzungen des Ortsverbandsvorstandes (ohne Ortsbetreuer) sowie Sitzungen des geschäftsführenden Ortsverbandsvorstands werden bedarfsweise einberufen.

3. Die Sitzungen werden vom Ortsverbandsvorsitzenden (im Verhinderungsfall von einem seiner Stellvertreter) einberufen. Sie müssen einberufen werden, wenn mindestens ein Drittel der Vorstandsmitglieder dies beantragt oder auf Verlangen des Kreis- oder Landesverbands. 

4. Die Einladungen müssen mindestens acht Tage vor der jeweiligen Sitzung unter
            Angabe der Zeit, des Ortes und der (vorläufigen) Tagesordnung in schriftlicher     

            Form ergehen. In dringenden Fällen kann diese Frist unter Angabe der Gründe   

            verkürzt werden oder sogar entfallen. Der Versand der Einladung erfolgt postalisch 

            oder per E-Mail. Der Termin der  nächsten Vorstandssitzung wird am Ende der   

            Sitzung festgelegt. Den Vorsitz in den Sitzungen des Ortsverbands führt der Vorsitzende;  
Verhinderungsfall einer seiner Stellvertreter.

5. Der Ablauf der Sitzungen wird durch eine Sitzungsordnung  (Anhang) geregelt.
6. Die Kassenprüfer und die Ortsbetreuer sind nicht Mitglied des Vorstands. An der Sitzung, in der der jährlichen Kassenbericht vorgelegt wird, kann einer der Kassenprüfer ohne Stimmrecht teilnehmen.

7. Der Ehrenvorsitzende und das Ehrenvorstandsmitglied werden zu allen Vorstandssitzungen eingeladen.
8. Die Sitzungsteilnehmer sind zur Verschwiegenheit verpflichtet, auch nach dem Ausscheiden aus dem Vorstand. Insbesondere die Einsichtnahme in Protokolle der Vorstandssitzungen durch Nicht-Mitglieder des Vorstands ist nicht rechtens. Dies gilt vor allem für alle personellen und finanziellen Angelegenheiten sowie die Redebeiträge der Sitzungsteilnehmer.
VI.  Beschlussfassung
1. Der Ortsverbandsvorstand und der geschäftsführende Ortsverbandsvorstand sind beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. Ist das Gremium nicht beschlussfähig, kann innerhalb von zwei Wochen eine neue Sitzung stattfinden, die dann ungeachtet der Zahl der Vorstandsmitglieder beschlussfähig ist.

2. Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Sitzungsleiters.

3. Die Ortsbetreuer sind nicht Mitglieder des Vorstandes; sie sind daher bei der Fassung von Vorstandsbeschlüssen nicht stimmberechtigt. In den gemeinsamen Sitzungen des Ortsverbands mit den Ortsbetreuern kann jedoch durch Abstimmung ein „Meinungsbild“ erfasst werden.

VII.  Protokoll
1. Über jede Sitzung ist ein Beschlussprotokoll anzufertigen und eine Anwesenheitsliste zu führen, die Bestandteil des Protokolls ist.

2. Die Einladung zur Sitzung, die Anwesenheitsliste sowie Anlagen und Tischvorlagen werden dem Protokoll beigefügt.
3. Das Protokoll wird vom Schriftführer zeitnah angefertigt, d. h. innerhalb von zwei Wochen  nach der Sitzung. Es muss die Anwesenden, die genehmigte

            Tagesordnung sowie die Beschlüsse im Wortlaut enthalten. Das Protokoll ist vom  

            Sitzungsleiter und vom Schriftführer zu unterzeichnen. Das Protokoll wird allen 

            Vorstandsmitgliedern mit der Einladung zur nächsten Sitzung per E-Mail oder

            postalisch zugestellt. Das Protokoll ist in der Folgesitzung vom jeweiligen    

            Gremium zu genehmigen.

4. Das Originalprotokoll ist bei der Schriftführerin mindestens sechs Jahre aufzubewahren. 

VIII.  Kostenregelung
1. Die Vorgaben des Landesverbandes zur Kassenführung sind umzusetzen.

2. Für jede Auszahlung muss ein ordentlicher Beleg vorliegen.

3. Für die Teilnahme an Vorstandssitzungen können Fahrtkosten entsprechend der Reiskostenverordnung des VdK geltend gemacht werden. Eine Pauschalisierung ist nicht zulässig.

4. Nimmt ein Mitglied einen Termin für den Ortsverband wahr, trägt der Ortsverband  die Kosten.

5. Ab 01.07.2015 besteht für Vorstandsmitglieder und Ortsbetreuer, die zur Erledigung von Angelegenheiten des VdK ihr eigenes Auto benutzen, eine Rabattverlustversicherung.

6. Kosten für Schulungen, die dem Ortsverband dienen, trägt der Ortsverband.

7. Die Mitglieder des Vorstandes sowie die Ortsbebetreuer erhalten eine jährliche Ehrenamtspauschale, die Anfang des Jahres (in der ersten Sitzung nach der Jahreshauptversammlung) ausbezahlt wird. Die Höhe der Ehrenamtspauschale legt die Jahreshauptversammlung per Beschluss fest. Mit der Ehrenamtspauschale sind alle Kosten abgedeckt, außer Reisekosten, Bürobedarf und Portokosten (werden nach Vorlage von Belegen erstattet).

8. Für Geburtstage, Jubiläen, Trauerfälle oder andere Anlässe gilt ab 1.1.2014 folgende Regelung:

· Grüne Hochzeit                                                                                  20,00 €

· Silberhochzeit                                                                                    20,00 €

· Gold-, Diamant-, Eiserne  und Gnadenhochzeit                                30,00 €

· Geburtstag (70, 75, 80 und dann jährliche Kontaktbesuche ) je        15,00 €

· Geburtstag 90 und dann jährliche Besuche                                        20,00 €

· Beerdigung (Kranz oder Gesteck)                                                     40,00 €

· Krankenbesuch                                                                                  15,00 € 

Die Zuwendungen dürfen im Rahmen der steuerrechtlichen Bestimmungen 40,00 €

nicht übersteigen. Geldgeschenke sind nicht zulässig (nur Gutschein).
IX.  Wahlen
      Für die Durchführung von Wahlen gilt die Wahlordnung entsprechend der Anlage zur Landesverbandssatzung § 18 Ziffer 1.

X.  Anhang: Sitzungsordnung
Diese Geschäftsordnung tritt durch Beschluss des Ortsverbandsvorstands des VdK-Ortsverbandes Wenden am 24.02.2014 in Kraft. - Änderungen sind durch Vorstandsbeschluss möglich. Alle Mitglieder des Ortsverbandsvorstands sowie die Kassenprüfer und der Kreisverband erhalten eine Kopie dieser Geschäftsordnung.

Wenden, den 24.02.2014
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(Gerd Willeke)

Vorsitzender des Ortsverbands Wenden

Diese Geschäftsordnung wurde durch Beschluss des Ortsverbandsvorstandes des VdK-Ortsverbandes Wenden am 2.5.2016 und 8.5.2017 aktualisiert.
Verteiler:
alle Vorstandsmitglieder

Kreisverband

Kassenprüfer

Anhang
Sitzungssordnung des VdK-Ortsverbands Wenden
In Ergänzung zur Geschäftsordnung des VdK-Ortsverbandes Wenden beschließt der Ortsverband folgende Sitzungsordnung:

I. Sitzungsverlauf
1. Der Vorsitzende öffnet, leitet und beschließt die Sitzung. Er stellt vor Eintritt in die Tagesordnung fest, ob zu der Sitzung ordnungsgemäß und fristgerecht eingeladen wurde und ob die Beschlussfähigkeit gegeben ist.

2. Die Redezeit kann durch Mehrheitsbeschluss beschränkt werden. Der Vorsitzende kann Personen, die nicht zur Sache sprechen oder den ordnungsgemäßen Ablauf der Sitzung stören, das Wort entziehen.

3. Das Rederecht wird in der Reihenfolge der Wortmeldungen erteilt. Der Sitzungsleiter kann die Anzahl der Wortmeldungen begrenzen.

4. Die Tagesordnung wird ggf. auf Antrag erweitert, wenn die Anträge mindestens zwei Tage vor dem Sitzungstermin schriftlich eingereicht werden. Dringlichkeitsanträge zur Tagesordnung können auch noch zu Beginn der Sitzung

            gestellt werden.

      5.   Ergänzungsvorschläge zur Tagesordnung der JHV sind bis spätestens 14 Tage vor   

            dem Termin der JHV schriftlich  an den Vorsitzenden des Ortsverbandes zu richten.     

            Später eingehende Vorschläge werden nicht berücksichtigt.

      6.  Das Protokoll der letzten Sitzung wird genehmigt. Bei der Beschlussfassung über    

           die Genehmigung des Protokolls ist eine erneute Beratung oder eine sachliche    

           Änderung der im Protokoll enthaltenen Beschlüsse unzulässig. - Jedes Vorstands-

           mitglied hat das Recht, eine das Protokoll ergänzende (persönliche) schriftliche 

            Erklärung abzugeben, die dem Protokoll beigefügt wird.

      7.  Unter dem Tagesordnungspunkt „Verschiedenes“ dürfen keine Beschlüsse gefasst

           werden.

      8.  Über Gegenstände, deren Behandlung abgeschlossen ist, darf in derselben Sitzung

           nicht erneut beraten werden.

II.  Anträge
1. Antragsberechtigt sind alle Mitglieder der Sitzung.
2. Zu jedem Antrag können Zusatz- oder Änderungsanträge gestellt werden. Über Änderungsanträge wird vor dem Hauptantrag abgestimmt. Bei mehreren Anträgen

            wird zuerst über den Antrag abgestimmt, der am weitesten geht.

3. Anträge können vom Antragssteller ganz oder teilweise zurückgezogen werden.

4. Anträge zur Geschäftsordnung können während der Sitzung jederzeit gestellt werden. Sie haben Vorrang vor Anträgen zur Sache. Es können je eine Person für 

            und eine Person gegen einen solchen Antrag Stellung nehmen. Jeder     

            Geschäftsordnungsantrag ist vom Sitzungsleiter zur Abstimmung zu stellen. Eine 

            Rede darf durch einen solchen Antrag nicht unterbrochen werden.

            Anträge zur Geschäftsordnung können sein:

· Antrag auf Schluss der Diskussion

· Antrag auf Rückkehr zur Tagesordnung

· Antrag auf Vertagung der Diskussion

   Der Antrag auf Schluss der Diskussion kann nur von einem Mitglied gestellt werden, das sich in der Diskussion noch nicht zu Wort gemeldet und Stellung bezogen hat.

      5.   Bei Angelegenheiten, die ihn selbst betreffen, gibt der Sitzungsleiter die Leitung an 

            seinen Stellvertreter ab.
III: Abstimmungen
1. Der Sitzungsleiter trägt den zur Abstimmung anstehenden Antrag vor. Er formuliert die Abstimmungsfrage so, dass mit JA oder NEIN abgestimmt werden kann.

2. Grundsätzlich wird offen durch Handaufheben abgestimmt.

3. Beantragt ein Sitzungsmitglied geheime Abstimmung, ist geheim mit Stimmzettel abzustimmen.

4. Mitglieder dürfen nicht an Abstimmungen über Gegenstände teilnehmen, an denen sie persönlich beteiligt sind.
Diese Sitzungssordnung ist Teil der Geschäftsordnung und tritt entsprechend mit dem Beschluss der Geschäftsordnung in Kraft. 
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